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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (16. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Theo Magin, Dirk Fischer (Hamburg), 
Heinz-Günter Bargfrede, Dr. Wolf Bauer, Renate Blank, Wolfgang Börnsen 
(Bönstrup), Horst Gibtner, Claus-Peter Grotz, Rainer Haungs, Manfred Heise, 
Dr. Dionys Jobst, Michael Jung (Limburg), Rudolf Meinl, Eduard Oswald, 
Norbert Otto (Erfurt), Gerhard O. Pfeffermann, Helmut Rode (Wietzen), 

Ferdi Tillmann und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten 
Ekkehard Gries, Horst Friedrich, Roland Kohn, Manfred Richter (Bremerhaven), 
Dr. Klaus Röhl und der Fraktion der F.D.P. 

— Drucksache 12/2573 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Festlegung des Anwendungsbereiches und zur 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 in der Fassung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1893/91 


A. Problem 

Die vorbezeichneten EG-Verordnungen führen das „Bestellerprin- 
zip" ein, d. h. gemeinwirtschaftliche Verkehrsleistungen für den 
Staat müssen aufgrund eines Vertrages mit dem Unternehmen oder 
einer konkreten Auflage durch Verwaltungsakt erbracht werden, 
wobei das Unternehmen Anspruch auf ein kostendeckendes Ent- 
gelt hat. Für Verkehrsuntemehmen, die öffentlichen Personennah- 
verkehr (ÖPNV) betreiben, enthält die EG-Verordnung eine Aus- 
nahmemöglichkeit. Die Anwendung der EG-Verordnung zum 
1. Juli 1992 kollidiert mit den bestehenden deutschen Rechtsvor- 
schriften. Deshalb sollen Ausnahmeregelungen durch Rechtsver- 
ordnungen des Bundesministers für Verkehr mit Zustimmung des 
Bundesrates erlassen werden. Dieses Gesetz schafft die dazu 
erforderlichen Ermächtigungsgrundlagen im Personenbeförde- 
nmgsgesetz (PBefG) und im Allgemeinen Eisenbahngesetz 
(AEG). 
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B. Lösung 

Zustimmung zur Gesetzesänderung 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Sofortige Anwendung des EG-Rechts auf die ÖPNV -Betriebe. 
Gegen eine solche Vorgehensweise wenden sich sowohl die 
Länder als auch die betroffenen Gewerbe- und Kommunalen 
Spitzenverbände. 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch dieses Gesetz nicht 
mit Kosten belastet. Es ergeben sich dadurch voraussichtlich keine 
Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau, besonders auf 
das Verbraucherpreisniveau, weil aufgrund dieses Gesetzes ledig- 
lich bereits bestehende gesetzliche Zahlungsverpflichtungen der 
Länder unverändert fortgeführt werden können. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf in Drucksache 12/2573 anzunehmen. 

Bonn, den 3. Juni 1992 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Klaus Daubertshäuser 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Klaus Daubertshäuser 


Der Gesetzentwurf wurde in der 92. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 8. Mai 1992 dem Aus- 
schuß für Verkehr zur Federführung sowie dem 
Rechtsausschuß, dem Ausschuß für Wirtschaft, dem 
EG-Ausschuß imd dem Haushaltsausschuß zur Mitbe- 
ratung überwiesen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 3. Juni 1992 behandelt. 

L Ziele und wesentlicher Inhalt des Gesetzent- 
wurfs 

In § 57 des Personenbeförderungsgesetzes und § 3 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes werden Ermäch- 
tigungsnormen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
über den Anwendungsbereich imd die Durchführung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 
26. Juni 1969 in der Fassung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1893/91 des Rates vom 20. Juni 1991, soweit diese 
Verordmmg es zuläßt, eingefügt. 

Diese EG-Verordnung betrifft das Vorgehen der Mit- 
gliedstaaten bei mit dem Begriff des öffentlichen 
Dienstes verbundenen Verpflichtungen auf dem 
Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Birmenschiffs- 
verkehrs. In ihrer Neufassimg sieht sie vor, daß ab dem 
1. Juli 1992 nicht nur — wie bisher — für die staatli- 
chen Eisenbahnen, sondern auch im Nahverkehrsbe- 
reich alle gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 
aufgehoben werden, soweit sie nicht in einem Vertrag 
zwischen dem betroffenen Verkehrsuntemehmen 
imd der zuständigen Behörde vereinbart oder von 
dieser durch Verwaltungsakt auferlegt werden, wobei 
das Unternehmen einen Anspruch auf einen spezifi- 
schen finanziellen Ausgleich erhält. 

Die sofortige Ausdehnung dieser Rechtslage auf den 
Nahverkehr würde dessen traditionelle Strukturen 
auf Schiene und Straße in der Bundesrepublik 
Deutschland stark berühren. Um den Prozeß der 
Weiterentwicklung des Nahverkehrs imd seiner 
Anpassung an die Neuregelung sirmvoll zu ordnen 
und zu steuern, soll der Bundesregierung die — in der 
EG-Verordnung selbst vorgesehene — Gelegenheit 
gegeben werden, durch Rechtsverordnung für eine 
befristete Übergangszeit Ausnahmeregelungen zu 
treffen. Dazu bedarf es der im vorliegenden Gesetz- 
entwurf enthaltenen gesetzlichen Ermächtigungen. 

IL Verlauf der Ausschußberatungen 

1. Der Ausschuß für Wirtschaft hat aus Zeitgründen 
auf eine Mitberatung verzichtet. 


Der Rechtsausschuß hat keine Stellungnahme 
abgegeben. 

Der Haushaltsausschuß hat dem Gesetzentwurf 
zugestimmt. 

Der EG-Ausschuß hat den Gesetzentwurf zur 
Kermtnis genommen. 

2. a) Der Ausschuß für Verkehr hält den Gesetzent- 
wurf mit den Ermächtigungen zu einer befriste- 
ten Ausnahmeregelung für sachgerecht und 
notwendig. Er ist insbesondere der Auffassung, 
daß die Alternative dazu — die Anwendung des 
EG-Rechts auch im Nahverkehr bereits ab dem 
l.Juli 1992 — nicht hingenommen werden 
kann. Er schlägt daher einstimmig vor, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 

b) Der Ausschuß für Verkehr weist weiter auf die 
besondere Situation des ÖPNV in den jungen 
Bundesländern der Bundesrepubhk Deutsch- 
land hin. Sie sind auf die im Gesetzentwurf 
vorgesehene „Rückausnahmevorschrift" ange- 
wiesen, um den nach ihrer Kommunalverfas- 
sung begoimenen Aufbau eines modernen 
ÖPNV-Systems fortsetzen zu können und nicht 
mit hohem Aufwand ein für nur kurze Zeit 
bestimmtes und damit letztlich überflüssiges 
Übergangssystem errichten zu müssen. 

In diesem Zusammenhang ist die Frage einer 
weiteren Anwendbarkeit des § 45 a PBefG für 
die jungen Bundesländer von besonderer 
Bedeutung. Der Ausschuß für Verkehr schlägt 
daher einstimmig vor, die Begründung des 
Gesetzentwurfs in folgenden zwei Punkten mit 
dem Ziel der Klarstellung zu ändern: 

— (1) Zu Teil II, zu Artikel 1, zu Nummer 1 

Satz 5 erster Halbsatz wird wie folgt neu 
gefaßt: 

„Ohne eine Ausnahmeregelung ist seine 
Anwendung ab 1. Juli 1992 nicht mehr 
gewährleistet; 

— (2) Zu Teil II, zu Artikel 1, zu Nummer 3 

wird am Ende als Satz 4 eingefügt: 

„Die Haushaltsansätze nach § 45a 
PBefG sind in diesem Fall den allgemei- 
nen Finanzhilfen der Länder an die kom- 
munalen Gebietskörperschaften für den 
ÖPNV zuzuschlagen , " 


Bonn, den 3. Juni 1992 

Klaus Daubertshäuser 

Berichterstatter 
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